
Gemeinde Owingen   
Bodenseekreis Az.: 020.051 

 

 

Hauptsatzung 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg - GemO - hat der Gemein-
derat am 09. April 2013, zuletzt geändert am 01. August 2023, folgende Hauptsatzung be-
schlossen: 

 
 
I. Form der Gemeindeverfassung 

§ 1 
Gemeinderatsverfassung 

Verwaltungsorgane der Gemeinde Owingen sind der Gemeinderat und der Bürgermeister. 

 
 

II. Gemeinderat 

§ 2a 
Rechtsstellung, Aufgaben und Zuständigkeiten  

Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. 

Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet über alle Ange-
legenheiten der Gemeinde, soweit nicht der Gemeinderat den Ausschüssen oder dem Bür-
germeister bestimmte Angelegenheiten übertragen hat oder der Bürgermeister kraft Geset-
zes zuständig ist. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und sorgt 
beim Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durch den 
Bürgermeister. 

§ 2b 
Gemeinderatssitzungen ohne persönliche Anwesenheit  

 

(1) Gemäß §§ 4 in Verbindung mit 37 a der Gemeindeordnung Baden-Württemberg kön-
nen notwendige Sitzungen des Gemeinderats sowie dessen Ausschüsse ohne persönli-
che Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum durchgeführt werden. 

 
(2) Es ist eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer 

Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, sicherzustellen. Bei öffentlichen 
Sitzungen wird die Übertragung parallel in einem öffentlich zugänglichen Raum zur 
Verfügung gestellt. Die Gemeinde gewährleistet die Einhaltung der Datenschutzvor-
schriften und stellt die technischen Mittel für die Teilnahme der Gemeinderäte, Aus-
schussmitglieder und den Bürgermeister. Das Nähere regelt die Gemeindeordnung. 

 
(3) Diese Vorschrift tritt mit Wirkung zum 01. Januar 2021 in Kraft. Die Gemeinde Owingen 

behält sich vor, unter der Einhaltung einer angemessenen Ankündigungsfrist vor der 
Sitzung, diese wie in Absatz (1) beschrieben durchzuführen. 
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§ 3 
Zusammensetzung 

Der Gemeinderat besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und den ehrenamtlichen 
Mitgliedern (Gemeinderäte) 

 
III. Ausschüsse des Gemeinderats 

 
§ 4 

Beratende Ausschüsse 

(1) In der Gemeinde Owingen werden folgende beratende Ausschüsse gebildet: 

a) Technischer Ausschuss 
b) Finanzausschuss 
c) Ausschuss für Umwelt und Landwirtschaft 
d) Kulturausschuss 

 

(2) Weitere beratende Ausschüsse können durch den Gemeinderat nach Bedarf eingesetzt 
werden, ohne dass es einer Änderung der Hauptsatzung bedarf. 

(3) Jeder dieser Ausschüsse besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und weite-
ren 10 ehrenamtlichen Mitgliedern. 

(4) In alle Ausschüsse wird je ein Vertreter aus den Gemeindeteilen Billafingen, Hohen-
bodman und Taisersdorf auf Vorschlag des Ortschaftsrates berufen. 

(5) Der Gemeinderat kann den Ausschüssen allgemein oder im Einzelfall Weisungen ertei-
len und jede Angelegenheit an sich ziehen zur weiteren Bearbeitung. 

 
IV. Bürgermeister 

§ 5 
Rechtsstellung 

Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit. 

 
§ 6 

Zuständigkeiten 

(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und vertritt die Gemeinde. Er ist für 
die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Ver-
waltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Gemeindeverwaltung. 
Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung und die ihm sonst durch Gesetz oder den Gemeinderat übertragenen Aufga-
ben. Weisungsaufgaben erledigt der Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die Gemeinde in einer An-
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gelegenheit angehört wird, die aufgrund einer Anordnung der zuständigen Behörde 
geheim zu halten ist. 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, 
soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 
20.000,00 EUR im Einzelfall; 

2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur 
Verwendung von bis zu 10.000,00 EUR im Einzelfall; 

2.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung und sonstige personalrechtliche Ent-
scheidungen zu Arbeitsverhältnissen von Auszubildenden, Praktikanten, Aushilfs-
angestellten, geringfügig Beschäftigten und Beschäftigten bis einschließlich Ent-
geltgruppe 10 TVöD bzw. S 13 TVöD-SuE sowie bei Beamten bis einschließlich 
Besoldungsgruppe A 11; 

2.4 die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschüssen bis max. 1 
Monatslohn; 

2.5 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits-
leistungen bis zu 2.500,00 EUR im Einzelfall; 

2.6 die Stundung von Forderungen im Einzelfall, 

2.6.1 bis zu 3 Monaten in unbeschränkter Höhe, 

2.6.2 über 3 Monate bis zu 6 Monaten bis zu einem Höchstbetrag von 
5.000,00 EUR, 

2.7 den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher An-
sprüche, die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, 
wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen 
das Zugeständnis der Gemeinde im Einzelfall nicht mehr als 2.500,00 EUR be-
trägt; 

2.8 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundei-
gentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vor-
kaufsrechten, im Wert bis zu 15.000,00 EUR im Einzelfall; 

2.9 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu 
einem jährlichen Mietwert von 20.000,00 EUR oder einem Pachtwert von 
2.500,00 EUR im Einzelfall; 

2.10 die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 2.500,00 EUR im  
Einzelfall; 

2.11 planerische Leistungen bei voraussichtlichen Honorarkosten bis 15.000,00 EUR, 
Gutachten bei voraussichtlichen Honorarkosten bis 10.000,00 EUR im Einzelfall; 

2.12 die Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entscheidung 
darüber, ob ein wichtiger Grund für die Ablehnung einer solchen ehrenamtlichen 
Mitwirkung vorliegt; 
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2.13 die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den Beratungen 
einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in beschließenden Ausschüssen 

2.14 die Erledigung der Geschäfte nach §§ 24, 25 und 26 BauGB. Wenn jedoch ein 
Vorkaufsrecht ausgeübt werden kann, muss die Beschlussfassung des Gemeinde-
rats herbeigeführt werden; 

2.15 die Entscheidung über das Einvernehmen im baurechtlichen Verfahren 

a) bei der Zulassung von Vorhaben im Geltungsbereich von Bebauungsplänen 
(§ 30 BauGB), innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§§ 34 
und 36 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB), soweit es sich um Fälle 
ohne städtebauliche Bedeutung handelt, z.B. Garagen, landwirtschaftliche 
An- und Aufbauten, Silos, Kaminverengungen, Güllegruben, Heiz- und Ölla-
gerungen, Mauern usw., wenn dadurch keine oder nur unbedeutende Ver-
änderungen nach außen erkennbar sind; 

b) bei Abgeschlossenheitsbescheinigungen zur Bildung von Wohneigentum (§7 
WEG) 

c) bei der Zustimmung der Gemeinde als Angrenzerin nach §§ 55 LBO, sofern 
keine wichtigen Belange der Gemeinde berührt sind; 

2.16 die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und mit Maßnah-
men der Brandverhütung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz. 

 
V. Ortsteile 

§ 7 
Benennung der Ortsteile 

(1) Das Gemeindegebiet besteht aus folgenden, räumlich voneinander getrennten Ortstei-
len: 

1.1 Owingen 
1.2 Billafingen 
1.3 Taisersdorf 
1.4 Hohenbodman 

(2) Die Namen der in Absatz 1 bezeichneten Ortsteile werden mit dem vorangestellten 
Namen der Gemeinde und mit diesem durch Bindestrich verbunden geführt.  

(3) Die räumlichen Grenzen der einzelnen Ortsteile nach Absatz 1 sind jeweils die Gemar-
kungen der früheren Gemeinden gleichen Namens, bei Billafingen einschließlich der 
Gemarkung Höllsteig. 

 
VI. Unechte Teilortswahl 

§ 8 
Unechte Teilortswahl 

(1) Die Ortsteile Owingen, Billafingen, Taisersdorf und Hohenbodman bilden je einen 
Wohnbezirk im Sinne von § 27 Abs. 2 Satz 1 GemO. Die Sitze im Gemeinderat sind 
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nach Maßgabe des Absatzes 2 mit Vertretern dieser Wohnbezirke zu besetzen (unechte 
Teilortswahl). 

(2) Die Sitze im Gemeinderat werden wie folgt auf die einzelnen Wohnbezirke verteilt: 

Wohnbezirk Owingen: 10 Vertreter (11 Vertreter, tritt zur nächsten regulä-
ren Gemeinderatswahl in Kraft) 

Wohnbezirk Billafingen 3 Vertreter 
Wohnbezirk Taisersdorf 1 Vertreter 
Wohnbezirk Hohenbodman 1 Vertreter 

 

(3) Die Verteilung der Sitze im Gemeinderat auf die vier Wohnbezirke wird vor jeder Ge-
meinderatswahl geprüft und, wenn dies unter Berücksichtigung der örtlichen Verhält-
nisse und des jeweiligen Bevölkerungsanteils geboten ist, entsprechend geändert. Da-
bei kann, wenn eine ausgewogene Verteilung der Sitze auf die einzelnen Wohnbezirke 
möglich wird – die nächsthöhere Gemeindegrößengruppe gem. § 25 Abs. 2 GemO zu-
grunde gelegt werden (variable Sitzzahl).  
 

VII. Ortschaftsverfassung 

§ 9 
Einrichtung von Ortschaften 

In den räumlichen Grenzen der Ortsteile Billafingen, Hohenbodman und Taisersdorf wird je 
eine Ortschaft eingerichtet. Die Ortschaften führen die für die jeweiligen Ortsteile bestimm-
ten Namen. 

 
§ 10 

Bildung und Zusammensetzung der Ortschaftsräte 

(1) In den Ortsteilen Billafingen, Taisersdorf und Hohenbodman werden Ortschaftsräte 
gebildet. 

(2) Die Zahl der Ortschaftsräte beträgt 

2.1 in der Ortschaft Billafingen 9 Mitglieder 

2.2 in den Ortschaften Taisersdorf und Hohenbodman jeweils 7 Mitglieder 

 
§ 11 

Zuständigkeit des Ortschaftsrats 

(1) Der Ortschaftsrat hat die örtliche Verwaltung zu beraten. 

(2) Der Ortschaftsrat ist zu wichtigen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, zu 
hören und hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft betref-
fen. 

(3) Wichtige Angelegenheiten im Sinne des Absatzes 2 sind insbesondere: 
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3.1 die Veranschlagung der Haushaltsmittel für die die Ortschaft betreffenden Ange-
legenheiten, 

3.2 die Bestimmung und wesentliche Änderungen der Zuständigkeiten sowie die Auf-
hebung der örtlichen Verwaltung in der Ortschaft, 

3.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung der hauptsächlich in der örtlichen 
Verwaltung eingesetzten Gemeindebediensteten, ferner, soweit nicht für die gan-
ze Gemeinde in gleicher Weise, sondern gerade für die Ortschaft von besonderer 
Bedeutung: 

3.4 die Aufstellung, wesentliche Änderung und Aufhebung von Bauleitplänen sowie 
die Durchführung von Bodenordnungsmaßnahmen und städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahmen nach dem Baugesetzbuch, 

3.5 die Planung, Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung öffentlicher Ein-
richtungen einschließlich Gemeindestraßen, 

3.6 der Erlass, die wesentliche Änderung und Aufhebung von Ortsrecht. 

3.7 Grundstückskäufe und –verkäufe. 

(4) Dem Ortschaftsrat werden im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung gestellten 
Mittel folgende Angelegenheiten, soweit sie die jeweilige Ortschaft betreffen, zur Ent-
scheidung übertragen: 

a) im Ortsteil Billafingen 

1. die Pflege des Ortsbildes, der örtlichen Anlage und des örtlichen Brauchtums 
2. die Ausgestaltung und Unterhaltung von Einrichtungen der Kultur- und Heimat-

pflege, ebenso der Kindergärten (soweit vorhanden), Kinderspielplätze, Sport-
anlagen, Friedhof und Kriegerehrenmal 

3. die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 500,00 EUR, 
4. die Jagd- und Fischereiverpachtung, 
5.  die künstliche Besamung 
6. die Benennung der Straßen, Wege und Plätze im Bereich der Ortschaft; 

b) im Ortsteil Hohenbodman 

1. die Jagd- und Fischereiverpachtung 
2. die künstliche Besamung 

c) im Ortsteil Taisersdorf 

1. die Jagdverpachtung 
2. die Pflege des Ortsbildes 

Dies gilt nicht für vorlage- und genehmigungspflichtige Beschlüsse sowie für Angelegenhei-
ten, die dem Bürgermeister nach § 11 übertragen sind. 

 
§ 12 

Ortsvorsteher 

(1) Die Ortsvorsteher sind Ehrenbeamte auf Zeit. 
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(2) Der Ortsvorsteher vertritt den Bürgermeister ständig beim Vollzug der Beschlüsse des 
Ortschaftsrats und bei der Leitung der örtlichen Verwaltung. 

(3) Der Ortsvorsteher ist Vorsitzender des Ortschaftsrats. 

 
§ 13 

Örtliche Verwaltung 

In den Ortschaften Billafingen, Taisersdorf und Hohenbodman wird je eine örtliche Verwal-
tung eingerichtet, die die Aufgabe einer Geschäftsstelle des Bürgermeisteramts wahrnimmt. 
Die örtlichen Verwaltungen führen die Bezeichnung „Ortsverwaltung“.  
 

VIII. Schlussbestimmungen 

§ 14 
Inkrafttreten 

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft.  

Hinweis: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder von auf Grund der GemO erlassener Verfahrensvorschrif-
ten beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit 
der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 
Owingen, den 21. November 2020 (ursprüngliches Datum) 

Henrik Wengert 
Bürgermeister 


